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Zu Hause wohnen bleiben, wenn die Wohnung nicht 
mehr zum Alltag passt
Viele Menschen möchten so lange wie 
möglich in der eigenen Wohnung blei-
ben. Die vertraute Umgebung, die Nach-
barn, der kurze Weg zum Bäcker oder 
zur Straßenbahn – all das möchte man 
nicht leichtfertig aufgeben. Doch 
manchmal passt die Wohnung nicht 
mehr richtig zum Alltag: Die Badewan-
ne ist zu hoch. Die Schwelle zum Balkon 
wird zur Stolperfalle. Der Hauseingang 
hat zu viele Stufen. Oder das Bad ist so 
eng, dass man sich kaum noch sicher 
bewegen kann.
Dann stellt sich die Frage: Muss ich um-
ziehen? Oder kann die Wohnung ange-

passt werden? In Sachsen gibt es dafür 
Unterstützung. Das Land fördert Maß-
nahmen, mit denen Wohnungen an die 
Bedürfnisse von Menschen mit Mobili-
tätseinschränkungen angepasst wer-
den. Nach Angaben des Freistaates 
kann die Förderung 80 Prozent der för-
derfähigen Kosten betragen, in der Re-
gel höchstens 4.000 Euro. Bei einem 
rollstuhlgerechten Umbau sind bis zu 
10.000 Euro möglich. Für Menschen, die 
etwa Grundsicherung im Alter, Bürger-
geld oder Hilfe zum Lebensunterhalt er-
halten, können höhere Höchstbeträge 
gelten.

Gefördert werden können zum Beispiel 
der Umbau des Badezimmers, der Ein-
bau einer bodengleichen Dusche, Halte-
griffe, breitere Türen oder der Abbau 
von Schwellen. Wichtig ist immer: Die 
Maßnahme muss dazu dienen, die Woh-
nung besser nutzbar zu machen.

Zustimmung erforderlich
Für Mieterinnen und Mieter kommt 
aber ein wichtiger Punkt hinzu: Die 
Wohnung gehört nicht ihnen. Deshalb 
darf nicht einfach umgebaut werden. 
Wer also eine Badewanne entfernen, 
Türen verbreitern oder fest in die Woh- M
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10.000 Wohnungen bleiben gebunden – aber Dresden 
darf sich darauf nicht ausruhen
Die Stadt Dresden hat die Belegungs-
rechte für rund 10.000 frühere WOBA-
Wohnungen um weitere zehn Jahre 
verlängert. Damit bleiben diese Woh-
nungen bis April 2036 für Haushalte mit 
Wohnberechtigungsschein erreichbar. 
Ohne diese Verlängerung wäre der Be-
stand an belegungsgebundenen Woh-
nungen in Dresden drastisch gesunken 
– auf weniger als 1.000 Wohnungen. Die 
Verlängerung war deshalb richtig und 
wichtig.
Belegungsrechte bedeuten: Bei frei 
werdenden Wohnungen hat die Stadt 
Einfluss auf die Belegung. In Betracht 
kommen Haushalte mit Wohnberechti-
gungsschein. So sollen Menschen mit 
geringerem Einkommen bessere Chan-
cen auf eine bezahlbare Wohnung be-
kommen. Gerade Menschen mit kleiner 
Rente, Alleinerziehende, Familien mit 
geringem Einkommen oder Menschen, 
die lange nach einer bezahlbaren Woh-
nung suchen, sind darauf angewiesen. 
In einem angespannten Wohnungs-
markt sind solche Wohnungen ein wich-
tiger Schutz.
Trotzdem darf man die Entscheidung 
nicht schönreden: Dresden hat sich mit 
dem Verkauf der WOBA im Jahr 2006 ein 
großes Stück wohnungspolitische Hand-

lungsfähigkeit aus der Hand nehmen 
lassen. Die Stadt besitzt diese Wohnun-
gen nicht mehr. Sie kann sie nicht selbst 
vermieten. Sie kann auch nicht selbst 
entscheiden, wie viele günstige Woh-
nungen dauerhaft zur Verfügung ste-
hen. Stattdessen ist sie auf vertragliche 
Rechte angewiesen – und damit in eine 
Abhängigkeit von privaten Eigentü-
mern geraten. Ein großer Teil dieser 
Wohnungen gehört heute zur Vonovia.
Hinzu kommt ein weiteres Problem: 
Viele belegungsgebundene Wohnungen 
liegen nicht gleichmäßig über Dresden 
verteilt. Sie konzentrieren sich in be-
stimmten Stadtteilen und Wohnanla-
gen. Das kann soziale Probleme verstär-
ken, weil sich Haushalte mit geringem 
Einkommen auf engem Raum ballen.
Dresden braucht deshalb nicht nur 
mehr preisgebundene Wohnungen. Sie 
müssen auch besser über die Stadt ver-
teilt werden. Bezahlbarer Wohnraum 
gehört in alle Stadtteile – damit Fami-
lien, Rentnerinnen und Rentner, Allein-
erziehende und Menschen mit gerin-
gem Einkommen nicht auf wenige 
Quartiere verwiesen werden.
Die jetzige Verlängerung verschafft 
Dresden Zeit. Mehr aber auch nicht. 
Schon das Wohnkonzept der Stadt hielt 

fest, dass die Belegungsrechte zunächst 
bis April 2026 gesichert waren und für 
weitere zehn Jahre verlängert werden 
konnten. Genau diese Option wurde 
nun genutzt. 
Damit steht Dresden vor einer klaren 
Aufgabe: Die nächsten zehn Jahre dür-
fen nicht verstreichen. Bis 2036 muss 
die Stadt deutlich mehr eigenen oder 
dauerhaft gebundenen Wohnraum 
schaffen. Es wäre aber unrealistisch zu 
glauben, dass bis dahin einfach 10.000 
neue preisgebundene Wohnungen ent-
stehen. Dafür sind Baukosten, Grund-
stückspreise und Planungszeiten zu 
hoch. Gerade deshalb benötigt Dresden 
frühzeitig eine Strategie: mehr kommu-
nale Wohnungen, mehr Ankauf von Be-
ständen, mehr Bindungen bei Neubau-
projekten und eine aktive Bodenpolitik.
Die Verlängerung der Belegungsrechte 
ist eine gute Nachricht. Sie verhindert 
einen schnellen Verlust bezahlbarer 
Wohnungen. Sie zeigt aber zugleich, 
wie verletzlich die Dresdner Wohnungs-
politik geworden ist. Wer dauerhaft be-
zahlbares Wohnen sichern will, darf 
sich nicht allein auf befristete Verträge 
mit privaten Großvermietern verlassen. 
Dresden hat zehn Jahre gewonnen. Die-
se Zeit muss genutzt werden.  n
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Wohnberechtigungsschein jetzt online beantragen
Wer in Dresden eine geförderte oder be-
legungsgebundene Wohnung sucht, be-
nötigt in vielen Fällen einen Wohnbe-
rechtigungsschein. Abgekürzt wird er 
meist WBS. Seit März 2026 kann dieser 
Wohnberechtigungsschein in Dresden 
auch online beantragt werden. Das ist 
eine gute Nachricht, denn der Weg zum 
Amt wird dadurch einfacher. Der neue 
Online-Assistent führt Schritt für Schritt 
durch den Antrag. Unterlagen können 
direkt hochgeladen werden. Eine hand-
schriftliche Unterschrift ist nicht mehr 
nötig.
Ein Wohnberechtigungsschein bestä-
tigt, dass ein Haushalt berechtigt ist, 
eine kostengünstige belegungsgebun-
dene Wohnung zu mieten. Das kann 
zum Beispiel für Menschen mit kleiner 
Rente, Alleinerziehende, Familien mit 
geringem Einkommen oder Beschäftig-
te mit niedrigem Lohn wichtig sein. Vie-
le denken noch immer, ein WBS komme 
nur für sehr wenige Menschen in Be-
tracht. Das stimmt so nicht. Gerade in 
einer Stadt mit steigenden Mieten kann 
es sich lohnen, den eigenen Anspruch 
prüfen zu lassen.
Seit dem 1. Januar 2026 gelten in Sach-

sen höhere Einkommensgrenzen. Für 
einen Einpersonenhaushalt liegt die 
Grenze bei 20.520 Euro im Jahr. Für ei-
nen Zweipersonenhaushalt liegt sie bei 
30.780 Euro. Für jede weitere Person 
kommen 7.011 Euro hinzu, für jedes 
Kind zusätzlich 855 Euro. Der ausge-
stellte WBS gilt ein Jahr. In dieser Zeit 
kann damit eine passende belegungsge-
bundene Wohnung angemietet werden.
Wichtig ist: Der Wohnberechtigungs-
schein verschafft noch keine Wohnung. 
Er ist nur die Eintrittskarte, um sich auf 
bestimmte Wohnungen bewerben zu 
können. Wer eine passende Wohnung 
findet, muss sich weiterhin beim Ver-
mieter bewerben. Die Stadt weist selbst 
darauf hin, dass die Nachfrage nach ge-
förderten Wohnungen hoch ist und das 
Angebot begrenzt bleibt. Deshalb kann 
es zu Wartezeiten kommen.
Trotzdem ist der WBS sinnvoll. Wer ihn 
erst beantragt, wenn eine Wohnung ge-
funden wurde, verliert unter Umstän-
den wertvolle Zeit. Besser ist es, den An-
spruch frühzeitig zu prüfen und den 
Antrag rechtzeitig zu stellen. Das gilt be-
sonders für Menschen, die schon länger 
suchen oder wissen, dass sie bald eine 

kleinere, günstigere oder barriereärme-
re Wohnung brauchen.
Der Online-Antrag ist ein Fortschritt. Er 
erleichtert das Verfahren und kann die 
Bearbeitung beschleunigen. Er löst aber 
nicht das eigentliche Problem: Dresden 
benötigt mehr bezahlbare Wohnungen. 
Ein digitaler Antrag hilft nur dann wirk-
lich, wenn am Ende auch genügend pas-
sende Wohnungen vorhanden sind.
Unsere Empfehlung: Wer unsicher ist, 
ob ein Anspruch besteht, sollte sich in-
formieren und den Antrag nicht vor-
schnell ausschließen. Gerade Rentne-
rinnen und Rentner, Alleinerziehende 
und Haushalte mit geringem Einkom-
men sollten prüfen, ob ein WBS für sie 
infrage kommt. 
Zum Online-Antrag kommt man über 
die Homepage der Stadt (dresden.de) 
unter „Rathaus“ und „Dienstleistungen“ 
oder über den folgenden QR-Code:

nung eingreifen möchte, benötigt vor-
her die Zustimmung des Vermieters.
Das Bürgerliche Gesetzbuch hilft Mie-
tern dabei. Vermieter müssen bauliche 
Veränderungen grundsätzlich erlau-
ben, wenn sie nötig sind, damit Mieter 
mit einer Behinderung oder altersbe-
dingten Einschränkung die Wohnung 
besser nutzen können. Das gilt aber 
nicht grenzenlos. Es kommt immer auf 
den Einzelfall an. Der Vermieter darf 
seine Zustimmung verweigern, wenn 
seine Interessen schwerer wiegen. Au-
ßerdem kann er verlangen, dass die 
Wohnung beim Auszug zurückgebaut 
wird.
Gerade dieser Rückbau ist ein Punkt, 
der oft unberücksichtigt bleibt. Wer 
eine Dusche einbauen lässt, sollte vor-
her klären, ob der Vermieter später den 
Rückbau verlangt. 
Unser Rat lautet daher: Erst planen, 
dann beantragen, dann umbauen. Vor 

Beginn der Arbeiten sollte geprüft wer-
den, welche Maßnahme wirklich nötig 
ist. Danach sollte die Zustimmung des 
Vermieters schriftlich eingeholt wer-
den. Erst anschließend sollte ein För-
derantrag gestellt und mit der Maßnah-
me begonnen werden. 

Weitere Fördermöglichkeiten
Neben der Förderung des Freistaates 
kann auch die Pflegekasse helfen. Wer 
einen Pflegegrad hat, kann für soge-
nannte wohnumfeldverbessernde Maß-
nahmen einen Zuschuss erhalten. Die-
ser kann etwa für den Umbau des 
Badezimmers oder andere Anpassun-
gen in der Wohnung genutzt werden. 
Die Pflegekasse kann nach aktuellen 
Angaben bis zu 4.180 Euro pro Maßnah-
me zahlen.
Auch der Bund fördert wieder Maßnah-
men zur Barrierereduzierung. Die KfW 
(Kreditanstalt für Wiederaufbau) hat ihr 

Zuschussprogramm im April 2026 er-
neut geöffnet. Gefördert werden dort 
etwa Maßnahmen, die Barrieren in 
Wohnungen und Häusern verringern.
Das klingt nach vielen Möglichkeiten – 
und genauso ist es auch. Gleichzeitig 
zeigt sich: Wer seine Wohnung anpas-
sen möchte, muss einige Fragen klären. 
Welche Förderung passt? Liegt die Zu-
stimmung des Vermieters vor? Darf 
schon begonnen werden? Was passiert 
beim Auszug? Deshalb lohnt es sich, 
frühzeitig Rat einzuholen. Denn eine 
gute Vorbereitung kann verhindern, 
dass später Streit entsteht oder Förder-
mittel verloren gehen.
Unser Tipp: Klären Sie vor jeder bauli-
chen Veränderung, ob der Vermieter zu-
stimmen muss, welche Förderung mög-
lich ist und was beim Auszug gelten soll. 
Lassen Sie sich beraten, bevor Sie etwas 
unterschreiben oder einen Umbau be-
auftragen.  n
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